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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Kriminalitat

Nach dem Nationalrat nahm auch der Standerat eine Motion Mdri (svp, LU) an. Damit
Uberwies er an den Bundesrat den Auftrag, die Kantone zu verpflichten, jahrlich eine
Vollzugsstatistik iiber die Ausschaffung von kriminellen Ausléandern zu flihren. Dadurch
soll im Hinblick auf die Umsetzung der Ausschaffungsinitiative Klarheit Uber die
bestehende Ausschaffungspraxis gewonnen werden. '

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsorganisation

2014 amtete Ruedi Lustenberger (cvp, LU) als Nationalratsprasident. Traditionsgemaéss
fanden in der Wintersession 2014 die Wahlen fur des neue Présidium und die neuen
Vizepréasidien statt, wobei es zwar jeweils Formsache ist, dass der amtierende erste
Vizeprésident zum Prasidenten und der amtierende zweite Vizeprasident zum neuen
ersten Vizeprasident erkoren werden. Ebenfalls Usus ist die rotierende Besetzung der
Prasidien nach Parteifarbe. Interessant und medial aufbereitet ist freilich die
Stimmenzahl, die ein neuer Président von der Grossen Kammer erhéalt. Der amtierende
erste Vizeprésident Stéphan Rossini (sp, VS) wurde mit soliden 170 Stimmen zum neuen
Nationalratsprésidenten gewéhlt. Von den 185 eingelangten Wahlzetteln waren neun
leer, einer ungultig und funf mit anderen Namen beschrieben. Rossini stellte in seiner
Rede den nationalen Zusammenhalt und die Bedeutung von Innovation und Forschung
in den Vordergrund. Es brauche eine offene Schweiz. Die Prasidentschaft des Walliser
Sozialdemokraten féllt zusammen mit dem 200-jéhrigen Jubildum der Zugehdrigkeit
des Kantons Wallis zur Schweiz. Zur ersten Vizeprasidentin wurde Christa Markwalder
(fdp, BE) bestimmt. Bei der jungen Freisinnigen waren 21 der 189 eingelangten
Wahlzettel leer, einer ungultig und 13 Diversen zugedacht. Sie wurde mit 154 Stimmen
gewahlt. Turnusgemass steht der SVP das Prasidium im Jahr 2017 zu. Die SVP-Fraktion
schlug Jurg Stahl (svp, ZH) vor, der mit 132 Stimmen gewahlt wurde. Bei Stahl waren
zwolf der 173 eingegangenen Wahlzettel leer, einer ungultig und je 14 Stimmen gingen an
Rudolf Joder (svp, BE) bzw. an Diverse. Stahl hatte sich parteiintern gegen Felix Muri
(spv, LU) und Yves Nidegger (svp, GE) durchgesetzt. ?

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Dem Kanton Waadt standen bei den Nationalratswahlen 2015 als bevolkerungsmaéssig
drittgrosster Kanton achtzehn Sitze zu. Im Vergleich zu 2011 ging - im Unterschied zu
den meisten anderen Kantonen - die Zahl an Kandidierenden leicht zurtick auf 326
(2011: 334). Dafur verteilten sich die Anwarterinnen und Anwérter auf neu 23 Listen -
einer Liste mehr als vier Jahre zuvor. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden
betrug 34.7% (2011: 32.3%). Die meisten Parteien traten sowohl mit einer eigenen Liste
als auch einer der Jungpartei an. Unter den Parteilisten fanden sich auch zahlreiche
Kleinstparteien wie der Piratenpartei oder den Schweizer Demokraten. Abgerundet
wurde das Kandidatenfeld von Gruppierungen wie Ecopop, die im November 2014 mit
der gleichnamigen Initiative und einer extremen Zuwanderungsbeschréankung auf sich
aufmerksam gemacht hatte und auch in den Kantonen Zurich und Aargau antrat, oder
der «Liste du Vote Blanc», die daflr eintrat, dass leere Stimmen fur die Berechnung
von demokratischen Entscheidungen ebenfalls zahlen sollen.

Nur drei der achtzehn Amtsinhaber gaben vor den Wahlen ihren Rucktritt bekannt. Die
SVP hatte mit André Bugnon und Pierre-Francois Veillon gleich zwei Abgénge zu
beklagen. Nochmals kandidierten daftr Guy Parmelin und Jean-Pierre Grin. Bei der SP
war es Eric Voruz der nicht mehr antrat. Die Sozialdemokraten hatten mit insgesamt
sechs Mandaten die grosste Fraktion zu verteidigen. Die finf wieder antretenden
Bisherigen waren Cesla Amarelle, Ada Marra, Roger Nordmann, Rebecca Ana Ruiz und
Jean Christophe Schwaab. Die Devise fur die SP lautete, die zwei bei den Wahlen 2011
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dazugewonnen Sitze zu verteidigen. Einer dieser Sitzgewinne ging damals zu Lasten des
grunen Stadtprasidenten von Lausanne, Daniel Brélaz, der 2015 von den Griinen wieder
als Kandidat nominiert wurde, um den Abwartstrend der vergangenen Jahre zu stoppen.
Neben ihm traten die Bisherigen Adele Thorens Goumaz und Christian van Singer an.
Ihren 2011 verlorenen Sitz zurtckerobern wollte auch die Alternative Linke. Einziger
Kandidat, dem reelle Chancen zugerechnet wurden, war PdA-Grossrat Marc
Vuilleumier. Die Grunliberalen - welche 2011 erstmals ein Mandat erobert hatten -
peilten die Sitzverteidigung mit ihrer Nationalrdtin Isabelle Chevalley an. Als weitere
Mittepartei prasentierte die BDP mit Christine Bussat eine interessante und nicht
unumstrittene  Kandidatin. Bussat war als Urheberin der sogenannten
«Padophileninitiatve» bekannt geworden. Laut eigenen Aussagen entschied sie sich fur
die BDP, da ihr die SVP in Belangen wie der Ausléanderpolitik zu extrem sei. Bei der CVP
kam es bereits im Juni 2014 parteiintern zu einigem Wirbel, weil man den amtierenden
Nationalrat Jacques Neirynck nicht mehr aufstellen wollte. Stattdessen sollte der
ehemalige Verwaltungsrat der Post, Claude Béglé als Spitzenkandidat lanciert werden.
Um die Wogen zu glatten, entschied man sich schliesslich Neirynck doch kandidieren zu
lassen, jedoch auf der CVP-Seniorenliste, was die Wahlchancen des 84-Jahrigen freilich
arg schmalerte. Die FDP schliesslich, die ihre Delegation bei den letzten Wahlen von
drei auf vier Sitze vergrossern konnte, trat mit allen Bisherigen wieder an: Fathi Derder,
Olivier Feller, Isabelle Moret und Olivier Francais. Francais kandidierte zudem fur die
gleichzeitig stattfindenden Standeratswahlen.

Im Vorfeld des Urnengangs beherrschte die Frage nach einem mdoglichen
Zusammengehen der FDP mit der SVP die 6ffentliche Debatte. Im neuen Jahrtausend
war eine Listenverbindung der beiden Parteien stets zustande gelommen - obwohl rein
rechnerisch die FDP kaum je davon profitiert haben durfte. Aus diesem Grund war die
Skepsis Uber einen neuerlichen solchen Schulterschluss gross - einerseits bei den
Freisinnigen selber und andererseits in der Waadtlander Medienlandschaft.
Insbesondere die Annahme der Masseneinwanderungsinitiative im Februar 2014 wurde
als Zasur in der Beziehung zwischen den Parteien wahrgenommen. Fir die FDP ware
eine Listenverbindung weniger fur die Nationalratswahlen, als fur die Standeratswahlen
relevant gewesen, da man dort die Unterstitzung der SVP fur den eigenen Kandidaten
Francais suchte. Die SVP betonte zudem, dass eine Zusammenarbeit bei den
Nationalratswahlen Bedingung fur eine Listenverbindung bei den anstehenden
Waadtlander Kommunalwahlen sein wurde. In der politischen Mitte hoffte man derweil,
die FDP fur sich selber gewinnen zu kénnen. Dort hatten sich CVP, GLP, BDP, EDU und
EVP wiederum zu einem breiten Blindnis zusammengetan. Fir die FDP schien mehr und
mehr klar, dass eine Listenverbindung ausschliesslich mit der SVP kaum in ihrem
Interesse ware. Die Partei hatte deshalb Grésseres im Sinn, und versuchte mehrmals die
anderen bulrgerlichen Parteien zu einem umfassenden blrgerlichen Block von der Mitte
bis ganz nach rechts zu bewegen. Die Avancen der Freisinnigen stiessen aber weder im
burgerlichen Lager noch bei der SVP auf offene Ohren. Die CVP wollte sich nicht mit
der SVP einlassen, genauso wenig wie dies die SVP mit den Mitteparteien tun wollte. Der
Linken konnte die Uneinigkeit im bdurgerlichen Lager nur recht sein. Die
Sozialdemokraten, die Grinen und die alternative Linke flUhrten ihre traditionelle
Listenverbindung diskussionslos weiter.

Inmitten der wahltaktischen Streitigkeiten wurde der Waadtlander Wahlkampf durch
interne Affaren in der SVP aufgeheizt. Im Sommer wurde bekannt, dass SVP-
Parteiprasidentin Fabienne Despot 2014 ein Gesprach mit Parteikollegen ohne deren
Zustimmung aufgezeichnet hatte. Die Affare kam ans Licht, weil Despots ehemaliger
Lebenspartner und BDP-Politiker Fred Reichenbach, die SVP mit dem Tondokument
unter Druck setzten wollte. Am SVP-Parteitag im August sorgte die Angelegenheit fur
heftige Diskussionen. Despot sagte, sie wolle Kandidatin fur die National- und
Standeratswahlen bleiben, wirde aber ihr Amt als Prasidentin zur Verfligung stellen. Die
Delegierten der SVP stellten sich letztlich - wenn auch knapp - hinter Despot und
beliessen sie sowohl als Kandidatin als auch im Parteipréasidium. Als ob dies nicht genug
gewesen ware, wurde daraufhin publik, dass die Ex-Freundin von Michaél Buffat -
ebenfalls SVP-Kandidat fur National- und Standerat - eine Klage wegen Gewalttatigkeit
gegen ihn eingereicht hatte. Die Vorwirfe wurden von Buffat bestritten. Auch der
ersehnten burgerlichen Einigung kamen die Affaren wohl nicht zu Gute: Die Gesprache
zwischen der FDP und der SVP verliefen letztlich im Sand, womit beide Parteien alleine
ins Rennen um die Nationalratssitze stiegen.

Die FDP konnte sich schliesslich trotzdem als klare Gewinnerin im Kanton Waadt feiern
lassen. Die Partei legte um ganze 4.8 Prozentpunkte auf 26.8% Wahleranteil zu. Die
Freisinnigen avancierten mit diesem Resultat zur gréssten Partei im Kanton. Der
Wahlsieg konnte zudem in einen Sitzgewinn umgemdinzt werden, wovon die
neugewahlten Laurent Wehrli und Frédéric Borloz profitierten. Fathi Derder - welcher
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DATUM: 08.11.2015
ANDREA DENZ

sich hinter Wehrli einreihte - schaffte die Wiederwahl dank des spéateren Erfolges von
Olivier Francais im Standeratsrennen mit leichter Verzégerung ebenfalls. Leidtragende
an diesem Wahlsonntag waren die Sozialdemokraten, welche einen ihrer zwei bei den
eidgendssischen Wahlen 2011 gewonnenen Sitze wieder abgeben mussten. Da Eric
Voruz nicht mehr angetreten war, schafften trotzdem alle ihre Nationalratsmitglieder
die Wiederwahl. Die SP verlor 3 Prozentpunkte an Wéahleranteil und kam noch auf 22.2
Prozent. Leichte Rickgédnge mussten die SVP mit 22.6 Prozent (-0.4 Prozentpunkte) und
die Grlnen mit 11.3 Prozent (-0.3 Prozentpunkte) in Kauf nehmen. Beide Parteien
blieben ohne Sitzverlust, jedoch schaffte bei den Griinen Daniel Brélaz auf Kosten von
Christian van Singer wieder den Einzug in den Nationalrat. Adele Thorens Goumaz
gelang die Wiederwahl nur, weil Luc Recordon nach seiner Niederlage bei den
Standeratswahlen auch auf den Nationalratssitz verzichtete. Bei der SVP durften sich
Jacques Nicolet und Michaél Buffat zur Neuwahl beglickwinschen lassen. Die
Grinliberalen kamen noch auf 3.9 Prozent Wahleranteil (-1.2 Prozentpunkte), konnten
aber den Sitz von Isabelle Chevalley halten. Bei der CVP ersetzte wie erwartet Claude
Béglé den relegierten und letztlich abgewahlten Amtsinhaber Jacques Neirynck. In
Sachen Wahleranteil mussten auch die Christdemokraten einen leichten Rlckgang
verkraften (neu: 4.6%, -1 Prozentpunkt). Weiterhin keine Vertreter nach Bern schicken
durften die BDP mit 1.8 Prozent Wéhleranteil (+1 Prozentpunkt) und das linke Blndnis
zwischen PdA und solidaritéS mit 2.9 Prozent Wéhleranteil (-1.1 Prozentpunkte). Aus
dem Kanton Waadt reist somit klinftig folgende Delegation nach Bern: 5 FDP, 5 SP, 4
SVP, 2 GPS, 1 CVP und 1 GLP. Mit 6 Nationalratinnen betragt der Frauenanteil weiterhin
33%. Die Wahlbeteiligung war mit 42.9 Prozent leicht gestiegen (2011: 41.6%). °

Im Kanton Waadt wollte bei den Standeratswahlen das rotgriine Duo bestehend aus
Géraldine Savary und Luc Recordon die Wiederwahl schaffen. Beide waren seit 2007 als
erstes rein linkes Standeratspaar in der Geschichte des Kantons im Amt. Bei den
blrgerlichen Parteien waren die Anstrengungen gross, um diesen historischen Umstand
wieder zu korrigieren. Inklusive der beiden Amtierenden présentierte sich eine Uberaus
stattliche Zahl von funfzehn Anwéarterinnen und Anwartern zur Wahl. Die SVP trat gleich
mit vier Kandidierenden an: mit Grossrat Michaél Buffat, Kantonalprasidentin
Fabienne Despot sowie mit den beiden Vertretern der Jungen SVP, Dylan Karlen und
Arthur Petit. Despot und Buffat wurden im Sommer beide in parteiintern und juristisch
kontroverse Affaren verwickelt, weshalb sie sich mit etwas angeschlagenem Ruf in den
Wahlkampf begeben mussten. Die GLP prasentierte die amtierende Nationalratin
Isabelle Chevalley sowie Kommunalpolitiker Laurent Miéville. Die CVP stellte ihre beiden
bekanntesten Kandidaten fur den Nationalrat - Claude Béglé und Jacques Neirynck -
auch fur den Standerat auf. Schliesslich stiegen auch die Alternative Linke und die Liste
«Vote Blanc» mit je zwei Anwértern ins Rennen. Fur solidaritéS kandidierte Jean-Michel
Dolivo, fur die PdA Céline Misiego und fur «Vote Blanc» traten Sonya Grégoire und
Jean-Luc Berkovits an. Mit Spannung wurde aber insbesondere die Nominierung der
FDP erwartet, welcher als einzige Partei realistische Chancen auf einen erfolgreichen
Angriff auf die beiden Amtsinhabern eingeraumt wurde. Lange wurde Uber eine
Kandidatur von FDP-Staatsrat Pascal Broulis spekuliert. Broulis galt als politisches
Schwergewicht und Hoffnungstrager der Freisinnigen. Alternativ wurde mit Jacqueline
de Quattro ein anderes FDP-Regierungsmitglied ins Spiel gebracht. Auch ihr wurden im
Falle einer Kandidatur gute Chancen zugerechnet. Ein Antreten von Broulis oder de
Quattro hatte aber bedeutet, dass der FDP in den anstehenden Staatsratswahlen ein
wichtiges Zugpferd fir die geplante Rickeroberung einer burgerlichen Mehrheit gefehlt
héatte. In der Tat wollten schlussendlich weder Broulis noch de Quattro ihre
Regierungsarbeit im Kanton aufgeben und verzichteten kurz vor dem Parteitag offiziell
auf eine Kandidatur. An ihrer Stelle présentierten die Freisinnigen den amtierenden
Nationalrat Olivier Francais als Kandidaten. Dies obwohl die Partei urspringlich erklart
hatte, man wolle unbedingt einen Staatsrat portieren. In den Augen der Beobachter
haftete Francais' Kandidatur deshalb ein etwas fader Beigeschmack an, da er lediglich
als dritte Wahl erschien. Seine Aussichten waren ausserdem fraglich, weil ihm die
Unterstlitzung fur einen in Anbetracht der Anzahl Kandidierender als fast sicher
geltenden zweiten Wahlgang seitens der anderen burgerlicher Parteien ungewiss war -
unter anderem, da die FDP weder mit der CVP noch der SVP eine Listenverbindung bei
den Nationalratswahlen eingegangen war. Die SVP machte bereits vor einem zweiten
Wahlgang klar, dass fur sie die Unterstitzung des gemassigt politisierenden Francais
kaum in Frage komme.

Die beiden Bisherigen aus dem linken Lager setzten sich im ersten Durchgang an die
Spitze. Géraldine Savary machte 72'985 Stimmen und Luc Recordon kam auf deren
68'339. Das absolute Mehr von 88'189 Stimmen verpassten aber beide relativ deutlich.
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Hinter den Amtierenden folgte FDP-Mann Olivier Francais mit 54'439 Stimmen, sowie
die beiden SVP-Anwarter Michaél Buffat mit 32'271 Stimmen und Fabienne Despot mit
29'737 Stimmen. Abgeschlagen waren Isabelle Chevalley (12'625 Stimmen), Claude Béglé
(9'819 Stimmen), Jacques Neirynck (7'690 Stimmen) und Laurent Miéville (6'884
Stimmen). Géraldine Savary und Luc Recordon zeigten sich im Grossen und Ganzen
zufrieden mit dem Resultat. Beide betonten aber, dass die Tlcher damit keineswegs im
Trockenen seien.

Fur den zweiten Wahlgang erklarte die FDP, man nehme den Grinen Luc Recordon ins
Visier. Wie abzusehen war, suchten die Freisinnigen nun die Unterstltzung der anderen
Parteien fur ihre Einer-Kandidatur mit Olivier Francais. Sowohl die Christdemokraten
als auch die Grunliberalen, die wie die restlichen Kleinparteien ihre Kandidaturen fur
den zweiten Umgang zurlickzogen, gaben Francais die erhoffte Unterstitzung - die GLP
sprach sich zusatzlich jedoch auch fir Luc Recordon aus. Die SVP-Delegierten luden
Francais ein, sie in einem Referat von seiner Kandidatur zu Uberzeugen. Letztlich hatte
eine Mehrheit der Delegierten aber kein Gehor fur seine Argumentation, weshalb die
SVP dem FDP-Kandidaten die Unterstitzung flur den zweiten Durchgang verweigerte.
Ihre eigenen Kandidaten zog die Volkspartei aber ebenfalls zurick. Somit kam es zum
erwarteten Dreikampf zwischen Savary, Recordon und Francais um die zwei
Waadtlander Stadnderatssitze. Im Vergleich zu anderen Kantonen wie Genf, war die
burgerliche Konkurrenz im Kanton Waadt damit wesentlich konzentrierter - wenn auch
mit fehlender Unterstltzung der SVP. Die Sozialdemokratin Savary schien selbst in den
Augen ihrer birgerlichen Konkurrenten kaum angreifbar. Ob es Francais deshalb
schaffen wurde, Recordons Mandat zu erobern, schien vor allem vom Support aus CVP-
und SVP-Kreisen abzuhangen. Zudem wurde die Mobilisierung im zweiten Durchgang als
wichtiger Faktor ausgemacht. Man ging davon aus, dass eine tiefe Mobilisierung wohl am
ehesten den beiden Amtsinhabern helfen wirde.

Bei einer Wahlbeteiligung von 37% - zwei Prozentpunkte mehr als noch 2011 im
Vergleich zum ersten Wahlgang (43.5%) allerdings deutlich tiefer - gelang Olivier
Francais schliesslich, was ihm viele nicht zugetraut hatten: Hinter Géraldine Savary,
welche 81'469 Stimmen erzielte, gelang dem Lausanner Freisinnigen die Wahl mit
78'068 Stimmen. Er verwies damit den amtierenden Stadnderat Luc Recordon (74'972
Stimmen) auf den dritten Platz. Der erste griine Standerat des Kantons musste damit
nach acht Jahren seinen Sitz wieder freigeben. Da er seinen Nationalratssitz, den er
erobert hatte, der jungen Co-Prasidentin der Grinen, Adéle Thorens Goumaz,
Uberliess, verabschiedete Recordon sich gleich ganz aus dem Bundeshaus. Mit der
neuen Stédnderatsvertretung bestehend aus Géraldine Savary und Olivier Francais wird
die Waadt nun - den politischen Machtverhaltnissen im Kanton entsprechend - wieder
durch eine Linke und einen Birgerlichen reprasentiert. *

Nach einer eidgendssischen Wahl hat ein provisorisches Biro, das vom
Altersprasidenten zusammengestellt wird, festzustellen, dass die Wahl glltig war und
dass bei den neu gewahlten Volksvertreterinnen und Volksvertretern keine
Unvereinbarkeiten vorliegen. Gestutzt auf den Bericht des Bundesrates zu den Wahlen
stellte ebendieses von Altersprasident Luzi Stamm (svp, AG) prasidierte Blro die
Gultigkeit der Wahlen in allen 26 Kantonen fest. Damit konnte am ersten Sitzungstag die
50. Legislatur im Nationalrat offiziell mit dem Eid, der von 122 Mitgliedern geleistet
wurde, bzw. mit dem Gellbde, das von 77 Nationalratinnen und Nationalraten abgelegt
wurde, beginnen (15.215). Unvereinbarkeiten wurden keine festgestellt, da Roberto
Schmidt (cvp, VS) seinen Austritt aus der Kommission fir den Fonds Landschaft Schweiz
gegeben hatte - ein Amt, das mit dem Nationalratsmandat nicht vereinbar gewesen
ware. Zudem hatten sich die Nationalrate, die gleichzeitig auch in den Sténderat
gewéhlt worden waren (Géraldine Savary (sp, VD), Olivier Francais (fdp, VD), Philipp
Muller (fdp, AG), Daniel Jositsch (sp, ZH) und Ruedi Noser (fdp, ZH)) fir das Mandat in
der kleinen Kammer entschieden - die Regeln besagen, dass Mitglieder eines Rates
nicht gleichzeitig einer anderen Bundesbehdrde angehdren dirfen. Im Falle der beiden
Zlurcher Standerate war die Wahl allerdings noch nicht validiert worden. Das bedeutete,
dass Daniel Jositsch und Ruedi Noser die 50. Legislatur nochmals im Nationalrat
beginnen mussten und ihre Nachfolger Angelo Barrile (sp, ZH) und Hans-Ulrich Bigler
(fdp, ZH) erst am 8. Dezember vereidigt wurden, wobei Angelo Barrile das Gellbde
ablegte. Ebenfalls erst einen Tag vor den Bundesratswahlen wurde Urs Gasche (bdp, BE)
vereidigt, der aufgrund einer Operation die erste Woche der neuen Legislatur verpasst
hatte. Im Stdnderat wurden keine Unvereinbarkeiten festgestellt. Die kleine Kammer
nahm an ihrer ersten Sitzung Kenntnis vom entsprechenden Bericht ihres Buros.

Im Stédnderat werden jeweils nur die neu gewahlten Mitglieder vereidigt (15.067). Zu
Beginn der 50. Legislatur waren dies zehn Personen, wobei Andrea Caroni (fdp, AR) das
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 26.09.2014
CAROLINE HULLIGER

Gellubde ablegte. Daniel Jositsch und Ruedi Noser legten ihr Gellibde bzw. ihren Eid am
8. Dezember ab. Damit war die Konstituierung des neuen Parlaments beschlossen. ®

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Dans son message du 7 mars, le Conseil fédéral a invité le parlement & approuver deux
arrétés fédéraux concernant le développement de I'acquis de Dublin/Eurodac. Il s'agit,
pour le premier, de I'approbation et la mise en ceuvre des échanges de notes entre la
Suisse et I'UE concernant la reprise du réglement (UE) n° 604/2013 établissant les
critéres et mécanismes de détermination de I'Etat membre responsable de I'examen
d’'une demande de protection internationale. Le second concerne I'approbation et la
mise en ceuvre de I'échange de notes entre la Suisse et 'UE concernant la reprise du
réglement (UE) n°® 603/2013 relatif & la création d’Eurodac, et modifiant le réglement
(UE) n°® 1077/2011 portant création d’une agence européenne pour la gestion
opérationnelle des systemes d’information a grande échelle au sein de I'espace de
liberté, de sécurité et de justice. Ceux-ci impliquent des modifications de la loi
fédérale (LEtr) sur les étrangers et de la loi sur I'asile (LAsi). Le Conseil fédéral a fait de
nombreux changement par rapport au droit en vigueur. Il a par exemple décidé
d'introduire une détention de six semaines supplémentaires pour le requérant d'asile
refusant de coopérer. Il s'agit ainsi d'empécher qu'une personne puisse, par son
comportement non coopeératif, éviter un transfert Dublin. Ses mesures, plus restrictive,
servent a garantir la crédibilité de la politique migratoire. En ce qui concerne les regles
applicables aux familles et aux mineurs, elles ont été formulées plus clairement et elles
prennent mieux en compte la protection d'un mineur a qui on doit désormais assigner
une personne de confiance.

Le Conseil national a commencé son traitement le 19 juin lors de la session d'été. Une
minorité UDC (Mérgeli (udc, ZH), Bichel (udc, SG), Miri (udc, LU), Reimann (udc,
SG),Reimann (udc,AG), Stamm (udc, AG)) s'est opposée a I'entrée en matiére des deux
arrétés fédéraux. Morgeli (udc, ZH) a pris la parole pour critiquer le systéme
Schengen/Dublin, notamment ses colts et le fait de devoir reprendre
automatiquement du droit européen. Ses autres collegues de I'UDC se sont également
donné a cceur joie a la critique. La conseillere fédérale Sommaruga (ps) a rappelé que le
systeme Dublin était nécessaire vu la situation critique en lItalie avec les milliers de
migrants devant étre sauvés par I'opération Mare Nostrum. Elle a demandé d'ouvrir les
yeux face a cette misere et de comprendre que I'ltalie avait besoin de soutien. Puis, elle
a souligné I'importance de renouveler le systeme Dublin et Eurodac. La proposition de
la minorité Morgeli de ne pas entrer en matiére a été rejetée par 134 voix contre 50 et 4
abstentions.

Le traitement a repris lors de la session d'automne. Il y a alors eu quatre propositions
de minorité de gauche et de droite concernant I'arrété fédéral réglant la reprise du
réglement (UE) n° 604/2013. La Conseillere fédérale Sommaruga a demandé au
parlement de rejeter toutes les propositions de minorité, ce qu'il a fait. L'article 17 qui
regle la maniere dont est désignée la personne de confiance & un mineur de LAsi a été
modifié par la Chambre du peuple. Il a été élargi de I'alinéa 6 dans lequel il est stipulé
que c'est au Conseil fédéral de désigner la compétence et le réle d'une personne de
confiance pour un mineur. Finalement, le premier arrété fédéral a été adopté avec la
modification de I'article 17 de LAsi par 132 voix contre 53. Le deuxieme arrété fédéral a
été adopté sans discussion par 121 voix contre 49 et 11 abstentions.

Le Conseil des Etats a adhéré aux deux arrétés fédéraux avec la modification proposée
par le Conseil national lors de la session d'automne. Le premier est passé par 37 voix
contre 2 et 4 abstentions et le deuxieme par 34 voix contre 2 et 4 abstentions.

Lors du vote final le 26 septembre, le Conseil national a adopté le premier arrété par
139 voix contre 57 et le deuxiéme par 127 voix contre 65 et 5 abstentions. Le Conseil des
Etats a également adopté les deux arrétés fédéraux, I'un par 42 voix contre 2 et 1
abstention et I'autre 39 voix contre 2 et 4 abstentions. ®
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 09.03.2011
MAXIMILIAN SCHUBIGER

MOTION
DATUM: 16.03.2016
LAURA SALATHE

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 13.06.2016
NIKLAUS BIERI

Landesverteidigung

Bevdlkerungsschutz

Im Zuge der Verhandlungen zum teilrevidierten BZG wurde auch eine parlamentarische
Initiative Francais (fdp, VD) behandelt. Diese wollte das Einsatzgebiet von
Schutzdienstleistenden ausdehnen und internationale Einsatze ermoglichen. Damit
sollte nicht nur im ,grenznahen™ Ausland gearbeitet werden kdnnen, sondern auch
humanitare Einsatze nach Naturkatastrophen in betroffenen Landern sollten ermdéglicht
werden. Der Nationalrat wies diese parlamentarische Initiative jedoch knapp mit 79 zu
73 Stimmen zurtck. ’

Wirtschaft

Landwirtschaft
Internationale Landwirtschaftspolitik

Nachdem die Motion Barazzone (cvp, GE) beim ersten Verhandlungstermin in der
Wintersession 2015 von Felix Muri (svp, LU) bekdmpft worden war, beriet der
Nationalrat im Frihjahr 2016 Gber den Vorstoss .lllegaler Handel mit bedrohten Arten.
Scharfere strafrechtliche Sanktionen in der Schweiz®. Gefordert wurde vom
Bundesrat, dass er die Gesetzgebung Uber den Verkehr mit Tieren und Pflanzen
geschutzter Arten so anpasse, dass der Handel mit ihnen harter bestraft werde. Dies
auch aus der Uberlegung heraus, dass sich die Wege der Schmugglerware sehr schnell
an die Gesetzgebung anpassen und Routen gewahlt wirden, bei welchen nur geringe
Sanktionen zu erwarten seien. Da die Schweiz bisher eine deutlich weniger strikte
Gesetzgebung habe als viele ihrer Nachbarlander, gerate sie in Gefahr, vermehrt
Transitland flr den illegalen Handel zu werden. Im Nationalrat wurde die Forderung vom
Bundesrat unterstitzt und mit 122 zu 57 Stimmen bei 10 Enthaltungen angenommen. ®

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

In der grossen Kammer war die Verlangerung des Moratoriums zur Wiederaufarbeitung
abgebrannter Brennelemente umstrittener als im Stéanderat: Eine Minderheit Muri (svp,
LU)  beantragte Nichteintreten, da die Wiederaufbereitung abgebrannter
Brennelemente wirtschaftlich sinnvoll und ein eigentliches Technologieverbot
inakzeptabel sei. Ausser in der geschlossenen SVP-Fraktion fand die Minderheit Muri
allerdings keine Unterstlitzung: Der Rat beschloss mit 126 gegen 64 Stimmen (bei einer
Enthaltung) Eintreten.

Wahrend die Kommissionsmehrheit der UREK-NR dem Standerat folgen und dem
Bundesbeschluss zustimmen wollte, verlangte eine Minderheit Schilliger (fdp, LU) die
Dauer des Moratoriums statt auf zehn nur auf vier Jahre anzulegen. Schilliger hatte in
seinem Votum angekindigt, dass die FDP-Fraktion dem Bundesbeschluss nur
zustimme, wenn der Minderheitenantrag angenommen werde. Diese Drohung zeigte
keine Wirkung auf das Stimmverhalten bei SP, Grinen, GLP und CVP, die Minderheit
obsiegte aber dank der Stimmen von SVP, FDP und BDP mit 103 zu 87 Stimmen (keine
Enthaltungen). In der Schlussabstimmung verweigerte nur die SVP-Fraktion die
Zustimmung, so dass der veradnderte Bundesbeschluss mit 129 zu 65 Stimmen
angenommen wurde. ?
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 15.03.2016
NIKLAUS BIERI

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 03.06.2015
NIKLAUS BIERI

Verkehr und Kommunikation
Verkehr und Kommunikation

Mehr als ein Jahr nach dem Vorliegen der bundesratlichen Botschaft zum
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrs-Fonds (NAF) nahm sich der Standerat
als Erstrat erneut des Geschéfts an. Die Verkehrskommission hatte in der Zwischenzeit
im Auftrag des Stédnderates den Netzbeschluss von 2012 in den NAF integriert. Sie hatte
zudem bei der Finanzierung die Strassenverkehrsteilnehmer ent- und die Bundeskasse
belastet. Hatte der Bundesrat urspringlich noch eine Erhéhung des
Mineraldlsteuerzuschlags um 15 Rappen pro Liter vorgesehen, schlug er nach heftigem
Widerstand in der Vernehmlassung in der Botschaft noch eine Erhéhung von 6 Rappen
vor. Die KVF-SR kurzte die Erhéhung auf 4 Rappen und schlug vor, mit zusatzlichen
Mitteln aus der Mineraldlsteuer den Anteil der Bundeskasse bei der Finanzierung zu
starken. Der Rat folgte diesem Ansinnen, wohl auch unter dem Eindruck der laufenden
Kampagne fur die Milchkuh-Initiative, deren Annahme die Bundeskasse rund CHF 1.5
Mia. kosten wirde. Mit der im Rat beschlossenen Erhdhung des Anteils der
Mineraldlsteuer am NAF flossen 55% statt 50% der Mineraldlsteuerertrage in den NAF,
was einem Fehlbetrag von CHF 125 Mio. in der Bundeskasse entspricht. Zwei Jahre nach
Inkrafttreten des NAF sollen weitere 5% der Mineraldlsteuerertrage in den NAF geleitet
werden. Damit erhielte der NAF Mittel in der Hohe von CHF 650 Mio., die zuvor der
Bundeskasse zur Verflgung standen. Der Bundesrat hatte lediglich CHF 400 Mio.
vorgesehen. Weitere Antrage, die noch mehr Mittel von der Bundeskasse in den NAF
verschieben wollten, wurden jedoch abgelehnt. In der Schlussabstimmung wurde die
Vorlage einstimmig angenommen.

Anschliessend nahm die kleine Kammer eine Motion Fournier (cvp, VS) auf, die eine
Gesamtschau zur Erweiterung und Finanzierung der national relevanten
Strasseninfrastruktur forderte (14.3152). Olivier Francais (fdp, VD) erklarte fur die
Kommission, dass die Motion mit dem eben angenommenen NAF nun Uberflussig sei.
Der Rat lehnte sie diskussionslos mit 32 zu 1 Stimme ab (keine Enthaltungen). *

Verkehrspolitik

In der Sommersession 2015 nahm der Nationalrat die Beratung zur Volksinitiative . Fiir
eine faire Verkehrsfinanzierung™ (Milchkuh-Initiative) auf. Wie schon in der kleinen
Kammer gab es auch in der Volkskammer einen Rickweisungsantrag, der die Beratung
der Initiative mit der Behandlung des NAF verknupfen wollte. Der Rickweisungsantrag
war von Nationalrat Francais (fdp, VD) eingereicht und von rund einem Dutzend
Mitgliedern der SVP-Fraktion mitunterzeichnet worden - auch von Mitgliedern des
Initiativkomitees. Martin Candinas (cvp, GR) legte fur die Kommissionsmehrheit dar,
weshalb eine gemeinsame Behandlung von Volksinitiative und NAF nicht winschenswert
sei. Er warf dabei dem Initiativkomitee fehlende Kompromissbereitschaft vor, was von
den Nationalrdten und Mitgliedern des Initiativkomitees Rime (svp, FR), Binder (svp, ZH)
und Amstutz (svp, BE) bestritten wurde. Als Roger Nordmann (sp, VD) flr die
Kommission sprach und der Initiative einen extremistischen Charakter bescheinigte,
emporte sich die SVP-Fraktion. Ulrich Giezendanner (svp, AG), ebenfalls ein Mitglied des
Initiativkomitees, forderte eine Entschuldigung flr diese "Riesenfrechheit" - was
Nordmann jedoch ausschlug. Der Rickweisungsantrag der Minderheit Francais wurde
ausserst knapp mit 93 zu 91 Stimmen bei 2 Enthaltungen abgelehnt. Fur die
Rickweisung stimmten die geschlossenen Fraktionen von SVP und FDP mit einzelnen
Stimmen aus der CVP und der BDP. Die Fraktionen von SP, Griinen und GLP stimmten
geschlossen dagegen. In der weiteren Debatte in der grossen Kammer argumentierten
die Gegnerinnen der Vorlage mit den CHF 1.5 Mia., welche der Bundeskasse wegen der
Initiative entgehen wirden und mit den deswegen notwendigen Sparmassnahmen. Die
Beflrworterseite stellte hingegen die Vernachlassigung der Strasseninfrastruktur und
die hohe Belastung durch Abgaben im Strassenverkehr in den Vordergrund. Der
Minderheitsantrag Wobmann (svp, SO), der die Initiative zur Annahme empfehlen wollte,
unterlag dem Mehrheitsantrag der Kommission schliesslich mit 97 zu 65 Stimmen bei 11
Enthaltungen. Fur die Minderheit stimmte die geschlossene SVP-Fraktion und ein gutes
Drittel der FDP-Fraktion. Die Hélfte der Mitglieder der FDP-Fraktion enthielt sich der
Stimme oder entzog sich der Abstimmung. Wahrend die Fraktionen von SP, Grinen und
GLP geschlossen fur den Mehrheitsantrag stimmten, taten dies die Fraktionen von CVP
und BDP grossmehrheitlich. "

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18



MOTION
DATUM: 07.03.2012
NIKLAUS BIERI

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 156.03.2016
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI

MOTION
DATUM: 02.03.2017
NIKLAUS BIERI

Strassenverkehr

Im Mérz des Berichtjahrs nahm der Nationalrat eine Motion Jenny (svp, GL) an, die im
September 2011 bereits vom Standerat Gberwiesen worden war. Unter dem Titel .Keine
Elefantenrennen auf Autobahnen™ fordert die Motion ein Uberholverbot fiir LKW auf
Autobahnen, welches zeitlich und raumlich differenziert werden kann. Der
Minderheitenantrag Muri (svp, LU) forderte im Namen der SVP-Fraktion die Ablehnung
der Motion: Ein Uberholverbot schikaniere die Lastwagenfahrer. Die meisten der 33
Nein-Stimmen stammten denn auch von der SVP-Fraktion. ™

Eine parlamentarische Initiative Muri (svp, LU) zum Bundesbeschluss iiber das
Nationalstrassennetz, eingereicht im Juni 2013, wollte den sogenannten Netzbeschluss
zur Ubernahme von rund 400 km Strassen der Kantone durch den Bund in Kraft setzen.
Mlri  wiederholte, was er schon in der Debatte zur Erhédhung der
Nationalstrassenabgabe vertrat: Die Koppelung des Netzbeschlusses mit der Erhéhung
der Nationalstrassenabgabe sei gefahrlich, da das Referendum gegen die Preiserhéhung
der Autobahnvignette zustande kommen werde und gute Chancen habe, angenommen
zu werden. Der Netzbeschluss, der an sich unbestritten sei, wirde dabei ebenfalls
abgelehnt. Die Geschichte gab Muri recht: Das Referendum kam zustande, worauf die
Vorlage in der Volksabstimmung Ende November 2013 Schiffbruch erlitt. Im Dezember
2014, also ein Jahr nach dem Urnengang, kam die parlamentarische Initiative Mdri in
den Nationalrat. Eine knappe Kommissionsmehrheit beantragte dem Rat, der Initiative
keine Folge zu geben, da bald darauf die Vorlage zum Nationalstrassen- und
Agglomerationsverkehrsfonds NAF auf den Tisch komme und der Netzbeschluss in
diesem Zusammenhang wieder diskutiert werden kénne. Eine starke Minderheit Killer
(svp, AG) argumentierte jedoch fir Folge geben, da gerade dies der Kommission
erlaube, den Netzbeschluss wieder ins Spiel zu bringen. Mit 101 gegen 77 Stimmen (keine
Enthaltungen) setzte sich die Kommissionsminderheit durch, der Nationalrat gab der
Initiative Folge. In den Stéanderat kam die parlamentarische Initiative erst am 15. Marz
2016. Mit dem Hinweis, dass die Rate bereits Beschllsse zum NAF gefasst hatten und
der Netzbeschluss da einbezogen sei, wurde der Initiative Muri diskussionslos keine
Folge gegeben.

Die Wiedereroffnung des Autobahnanschlusses Emmen Nord fordert eine Motion von
Nationalrat Miri (svp, LU), die schon 2014 eingereicht worden war, jedoch erst im Juni
2016 im Nationalrat behandelt wurde. Muri verweist auf "Frust”, "Unverstandnis" und
das "Leiden" der Bevdlkerung, welches die Folge der Schliessung des
Autobahnanschlusses Emmen Nord seien. In seiner Stellungnahme vom November 2014
hielt der Bundesrat fest, dass es aus seiner Sicht keinen Grund gebe flr eine
Neubeurteilung der Nationalstrassenanschlisse in der Region: Die Vorteile des neuen
Anschlusssystems Rothenburg/Emmen Nord wirden klar Gberwiegen. Entsprechend
beantragte der Bundesrat die Ablehnung der Motion.

Im Juni 2016 nahm der Nationalrat die Motion mit 110 zu 79 Stimmen (keine Enthaltung)
entgegen der bundesratlichen Empfehlung und den Ausfihrungen von Bundesratin
Leuthard an.

Die KVF-SR diskutierte die Sachlage mit dem Astra-Direktor Jirg Rothlisberger und
unterbreitete der kleinen Kammer schliesslich eine abgeanderte Motion. Im Dezember
2016 erlauterte Olivier Francais (fdp, VD) die modifizierte Fassung flr die Kommission.
Die Kommission hielt fest, dass die Motion MUri in ihrer Totalitat und Dringlichkeit nicht
umzusetzen sei. Statt einer vollumfanglichen Wiedererdffnung schlug die Kommission
vor, der Bundesrat solle verschiedene Varianten einer Wiedererdffnung von zumindest
drei Vierteln prifen und die beste Variante umsetzen. Bundesratin Leuthard erklarte,
mit einer derart umformulierten Motion leben zu kénnen. Die kleine Kammer stimmte
dem Kommissionsantrag ohne Gegenantrége zu. ™

Die Motion Muri (svp, LU) zur Wiedereroffnung des Autobahnanschlusses Emmen Nord
war vom Nationalrat 2016 angenommen, vom Stadnderat jedoch verandert worden. Der
Nationalrat kam im Méarz 2017 auf das Geschéft zurlick und stimmte dem Standerat auf
Empfehlung seiner Verkehrskommission diskussionslos zu. Damit soll der
Autobahnanschluss Emmen Nord zwar nicht vollstandig geéffnet werden (wie von Mri
gefordert), aber eine Dreiviertel6ffnung, wie sie die KVF-SR mit dem Astra besprochen
hatte, erschien auch dem Nationalrat sinnvoll. ™
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MOTION
DATUM: 11.09.2014
MARLENE GERBER

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.11.2008
NICOLAS FREYMOND

MOTION
DATUM: 27.09.2013
EMILIA PASQUIER

MOTION
DATUM: 19.03.2014
SOPHIE GUIGNARD

Umweltschutz
Naturschutz

Eine Verdoppelung der Bundesmittel fiir Parke von nationaler Bedeutung von CHF 10
Mio. auf 20 Mio. pro Jahr wiinschte sich René Imoberdorf (csp, VS) mittels einer Motion.
Der Walliser Standerat begrindete sein Anliegen mit der rasant ansteigenden Zahl an
Naturpéarken. Dartber hinaus stiess sich der Motionar an der Tatsache, dass die beiden
gegenwartigen Nationalparkprojekte jahrlich mit je CHF 600'000 vom Bund unterstitzt
wilrden, wahrend der bestehende Nationalpark jeweils CHF 3 Mio. erhalte. Letzterer
Posten addiert sich jedoch zu den genannten Finanzhilfen im Umfang von CHF 10 Mio.
hinzu. Im Stéanderat fand das Anliegen mit 25 zu 10 Stimmen bei flinf Enthaltungen eine
deutliche Mehrheit. Dies entgegen der bundesratlichen Ansicht, dass diese Frage
ganzheitlich im Rahmen des sich in Ausarbeitung befindenden Aktionsplans zur
Strategie Biodiversitat Schweiz geklart werden musse. Dem Nationalrat lag ein
Ablehnungsantrag einer burgerlichen Kommissionsminderheit vor, die sich nicht etwa
gegen die Naturpérke als solche richtete - die ganze Schweiz sei ein wunderbarer
Naturpark, so Felix Miri (svp, LU) als Sprecher der Minderheit - vielmehr fehle es an
Innovation und Wettbewerb; ein Umstand, der sich durch die rasant wachsende
staatliche Unterstitzung zementiere. Mit 104 zu 70 Stimmen liess sich die Mehrheit der
grossen Kammer jedoch nicht beirren und tiberwies die Motion.

Allgemeiner Umweltschutz

La campagne a été marquée dés son démarrage par la division du PRD. Déja lors des
débats aux chambres, plusieurs élus radicaux s’étaient distanciés du parti, estimant
I'initiative excessive et contraire a I'Etat de droit. Fer de lance du comité d’initiative, la
conseillere nationale Doris Fiala (prd, ZH) a d’ailleurs vertement critiqué les quatre
radicaux qui s'étaient abstenus lors du premier vote a la chambre basse, les jugeant
responsables de I'échec au parlement. Signe des vives tensions internes au parti, la
direction a décidé que l'assemblée des délégués voterait a bulletin secret pour
déterminer le mot d’ordre du parti, de sorte & protéger les minoritaires. A I'issue du
vote, les délégués ont décidé de soutenir l'initiative par 142 voix contre 57 et 17
abstentions. Loin de se résigner, les minoritaires, soit dix parlementaires fédéraux, des
anciens conseillers aux Etats et la section genevoise du PRD ont mené une campagne
tres active. Les parlementaires, anciens et actuels, qui se sont engagés contre
I'initiative étaient Christine Egerszegi (AG), Erika Forster (SG), Kurt Fluri (SO), Rolf
Buttiker (SO), Dick Marti (TI), Olivier Francais (VD), Hugues Hiltpold (GE), Corina
Eichenberger (AG), Christa Markwalder (BE), Peter Malama (BS), Thomas Pfisterer (AG),
Thierry Béguin (NE), Gilles Petitpierre (GE) et René Rhinow (BS). "

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Une motion Mdri (udc, LU) a demandé au Conseil fédéral d’obtenir des statistiques
concernant le renvoi des étrangers criminels. Comme certains cantons n’effectuent
pas de statistique, il est actuellement impossible de connaltre le nombre d’étrangers
devant quitter la Suisse et le nombre effectif de départs. La motion a été acceptée par
le Conseil national. ™

La motion Muri (udc, LU) charge le Conseil fédéral d"établir des statistiques concernant
le renvoi des criminels étrangers. Le motionnaire demande ainsi une statistique
annuelle sur les révocations et non-prolongements dautorisations de séjour, ainsi que
sur leur application. Ce rapport comprendrait les types d’infractions menant aux
expulsions, la mesure dans laquelle les personnes frappées d’interdiction de séjour ont
obtempéré, ou s’il a fallu les rapatrier sous contrainte ainsi que les Etats concernés par
ces renvois sous contrainte. La motion a été acceptée par le Conseil des Etats lors de la
session de printemps 2014. La chambre basse avait elle aussi donné son assentiment en
septembre 2013. 7
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.09.2011
ANITA KAPPELI

POSTULAT
DATUM: 16.06.2011
SUZANNE SCHAR

POSTULAT
DATUM: 20.12.2011
SUZANNE SCHAR

BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLUCKIGER

Kinder- und Jugendpolitik

Im Frihling begann der Standerat die Diskussion des Entwurfes zu einer Totalrevision
des Kinder- und Jugendférderungsgesetz (KJFG), welchen der Bundesrat im
September 2010 prasentiert hatte. Durch diese Totalrevision soll den verénderten
gesellschaftlichen Gegebenheiten besser Rechnung getragen werden. Uber das
Gesamtanliegen war sich die kleine Kammer einig und dieses wurde einstimmig
beflirwortet - allerdings mit Anderungen am Entwurf des Bundesrates. Bei der
ausflhrlichen Grundsatzdebatte im Stéanderat zeigte sich, dass die parlamentarischen
Interessenvertreter der grossen Jugendverbédnde - die Stdnderate Janiak (sp, BL), Marty
(fdp, T und Schwaller (cvp, FR) - um die finanzielle Unterstltzung von Pfadi,
Jungwacht, Blauring und Cevi flrchteten. |hre Einzelantrége flur eine Besserstellung
dieser Vereine waren dennoch chancenlos. Bei den Beratungen im Nationalrat forderte
eine Minderheit Muri (svp, LU) Nichteintreten, mit der Begriindung dass die Kinder- und
Jugendférderung eine kommunale und kantonale Aufgabe sei. Die Mehrheit folgte
dieser Argumentation nicht und beschloss mit 95 zu 37 Stimmen Eintreten. Ein
Minderheitenantrag Prelicz-Huber (gp, ZH), welcher die Festsetzung der Altersgrenze
fur die Adressaten des Gesetzes von 25 auf 30 Jahre erhéhen wollte, wurde abgelehnt.
Einzig der Minderheitsantrag Haberli-Koller (cvp, TG), der die Bedingung im Gesetz
streichen wollte, dass Jugendaustauschorganisationen nur noch finanzielle
Unterstltzung erhalten kénnen, wenn sie mindestens 50 solche Austausche pro Jahr
realisieren, erhielt ausreichend Unterstutzung aus dem burgerlichen Lager. Der
Standerat hielt bei der Differenzbereinigung in der Herbstsession jedoch an seiner
anfanglichen Einschatzung fest und lehnte es aus Effizienzgriinden ab, auch sehr kleine
Austauschorganisationen, fur die 50 Austausche nicht moglich sind, finanziell zu
unterstitzen. Der Nationalrat hielt anschliessend nicht an seinem Einwand fest und
stimmte dem Gesetzesentwurf des Stédnderats ebenfalls diskussionslos zu. Das neue
Kinder- und Jugendférderungsgesetz wurde in der Schlussabstimmung im Standerat
einstimmig, im Nationalrat mit 141 zu 53 Stimmen angenommen. Mit dem Gesetz nicht
einverstanden war bis zum Schluss die SVP. %

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Im Berichtsjahr Uberwies der Nationalrat insgesamt sieben Postulate, die auf die eine
oder andere Weise die Berufsbildung ansprachen. In der Sommersession nahm er
stillschweigend ein Postulat Muri (svp, LU) an, das den Einbezug der beruflichen
Grundbildung im vom EVD wund UVEK erarbeiteten Masterplan Cleantech
(ressourcenschonendes Wirtschaften) verlangt. Dabei sollen die Bildungsgange auf ihre
Okologische, energierelevante, wirtschaftliche und soziale Nachhaltigkeit Gberprift
werden. ?

Ein Vorstoss Muri (svp, LU) wurde in der Dezembersession diskussionslos und mit
Unterstitzung des Bundesrats durchgewinkt. Angesichts der zunehmenden
Schwierigkeit gewisser Branchen (v.a. technische Berufe), Lehrstellen mit hohem
Anforderungsprofil zu besetzen, verlangt das Postulat die Prifung von Massnahmen zur
Rekrutierung leistungsstarker Schulabganger in diesen Bereich des Lehrstellenmarkts
sowie zu ihrer spezifischen Férderung wahrend der Lehre. ?

Der Bundesrat verabschiedete im November 2013 den Bericht «Gezielte Forderung und
Unterstiitzung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle | und in der Berufsbildung>». Der Bericht bot in Erflllung der Postulate Ingold
(evp, ZH; Po. 10.3738), Jositsch (sp, ZH; Po. 11.3483), Mdiri (svp, LU; Po. 11.4007) und
Schilliger (fdp, LU; Po. 13.3311) einen Uberblick iiber Angebote, Massnahmen und
Instrumente zur Férderung und Unterstltzung von Schulerinnen und Schilern beim
Eintritt in die Berufsbildung und wahrend der Ausbildungszeit. Im Fokus standen dabei
einerseits Fdérdermassnahmen, die sich gezielt an Jugendliche mit hohem
Leistungspotenzial richteten. Andererseits wurden auch die unterstitzenden
Massnahmen aufgezeigt, welche die Verbundpartner (Bund, Kantone und
Organisationen der Arbeitswelt) fir Jugendliche mit schulischen, sozialen oder

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.98 - 01.01.18

10



BERICHT
DATUM: 29.11.2013
BERNADETTE FLUCKIGER

POSTULAT
DATUM: 02.06.2014
BERNADETTE FLUCKIGER

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 08.09.2015
GUILLAUME ZUMOFEN

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2016
GUILLAUME ZUMOFEN

sprachlichen Schwierigkeiten aufgebaut hatten. Auf dieser Grundlage formulierte der
Bundesrat Empfehlungen mit dem Ziel, das bisherige Engagement zu verstérken und das
bestehende Instrumentarium gezielt zu ergénzen.

Im November 2013 veroffentlichte der Bundesrat den Bericht «Gezielte Férderung und
Unterstiitzung von Jugendlichen mit unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der
Nahtstelle | und in der Berufsbildung> in Erfillung des Postulats Muri (svp, LU). 2

Der Bundesrat erachtete das Postulat Miiri (svp, LU) mit der Verdéffentlichung des
Berichts «Gezielte Forderung und Unterstitzung von Jugendlichen mit
unterschiedlichen Begabungspotenzialen an der Nahtstelle | und in der Berufsbildung»
als erflllt und beantragte dessen Abschreibung. Der Nationalrat stimmte der
Abschreibung im Sommer 2014 zu. *

L'acceptation de I'initiative « contre I'immigration de masse », couplée a une évolution
démographique non favorable, renforce le besoin en personnel qualifié en Suisse. Selon
le conseiller national Felix Muri (udc, ZG), il est nécessaire de soutenir non seulement la
formation professionnelle supérieure mais aussi la formation professionnelle initiale. I
a donc lancé une initiative parlementaire qui entend mettre a disposition des Fonds en
faveur d’une offensive de qualification dans la formation professionnelle initiale. En
effet, selon de nombreux rapports émanants du secteur privé autant que de la
Confédération, le potentiel de main d'ceuvre indigéne est important en Suisse. Des
fonds supplémentaires devraient permettre aux cantons de renforcer la formation
professionnelle initiale pour les citoyens helvétiques qui désirent suivre une formation.
Au niveau de la formation professionnelle initiale, sur un pool d’environ 600'000
adultes, plus de 20 pour cent auraient le potentiel d’acquérir une qualification
professionnelle. Pour étre plus précis, I'initiative parlementaire est principalement axée
sur un soutien financier supplémentaire de la Confédération et sur une campagne de
sensibilisation a I"échelle nationale. Ainsi, sur une période de quatre années, la
Confédération investirait un montant maximal de 50 millions par année. Cet argent mis
a la disposition des cantons, qui connaissent mieux le marché et la demande,
permettrait de financer les frais de formation. La Commission de la science, de
I"éducation et de la culture du Conseil national (CSEC-CN) a relevé les graves lacunes
qui existent au niveau de la formation professionnelle initiale. Consciente des besoins
en personnel qualifié, elle propose de soutenir I'initiative par 15 voix contre 9. A
I'opposé, la Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des
Etats (CSEC-CE) invite & ne pas donner suite au projet. Au final, le Conseil national a
décidé de suivre l'opinion de sa commission est propose de donner suite a
I'initiative. %

L'acceptation de I'initiative dite « Contre I'immigration de masse » est |'étincelle qui a
mis le feu au débat sur la pénurie de main-d’ceuvre qualifiée. L'initiative parlementaire
de Félix Muri (udc, LU) est une tentative d’apaiser ce brasier grace a des mesures qui
encouragent la Formation professionnelle initiale. Le dépositaire de [Iinitiative
parlementaire souhaite la mise en place de fonds en faveur d’une offensive de
qualification. Ainsi, I'objectif est I'obtention d’une enveloppe de 200 millions de francs
répartie sur quatre années. Selon Félix Muri (udc, LU), ce soutien financier de la
Confédération permettrait aux cantons de financer les frais de formation ainsi que les
indemnisations pour pertes de gain des personnes en quéte de qualifications
professionnelles. Alors que le Conseil national a accepté l'initiative en 2015, le Conseil
des Etats s’est prononcé lors de la session de printemps 2016. Si Anita Fetz (ps, BS) a
rappelé que plus de 600°000 jeunes en Suisse n‘ont pas fini leur formation de base,
Brigitte Haberli (pdc, TG), au nom de la Commission de la science, de I'éducation et de
la culture (CSEC-CE), a souligné que la chambre des cantons avait déja accepté un
postulat qui allait dans le méme sens que I'initiative en question. Elle estime donc qu’il
est superflu d’accepter cette initiative parlementaire. Au final, le Conseil des Etats a
rejoint sa commission compétente sur la question et a rejeté l'initiative & 21 voix contre
7.7
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Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Im Parlament war die Kulturbotschaft 2016-2020 weniger umstritten als die
Vernehmlassungsergebnisse des Vorjahres vermuten liessen - gemass der NZZ waren
die Debatten gar "andachtig ruhig wie in einem Museum". National- und Standerat
zeigten sich durchgehend einig, schatzten die vorliegende Botschaft grossmehrheitlich
als ausgewogen ein und schickten keinen der zehn beratenen Entwdrfe in die
Differenzbereinigung. Wéhrend jedoch die bundesratlichen Beschlisse zu den
Zahlungsrahmen in den Bereichen Film (CHF 253,9 Mio.), Kulturgltertransfer (CHF 3,9
Mio.), Heimatschutz und Denkmalpflege (CHF 132,6 Mio.), Nationalmuseum (CHF 160,6
Mio.), Sprachen und Verstandigung (CHF 75,5 Mio.), Schweizerschulen im Ausland (CHF
10,1 Mio.) sowie flr Pro Helvetia (CHF 210,9 Mio.) im Parlament eine Mehrheit fanden,
wich das gesetzgebende Organ betreffend Finanzhilfen des BAK leicht vom Entwurf des
Bundesrates ab. In letzterem Bereich beschloss der erstberatende Sténderat auf
Anraten seiner Kommissionsmehrheit eine Aufstockung der Mittel fur Museen und
Sammlungen um CHF 3 Mio. zur Foérderung der Chancengleichheit bei der
Mittelvergabe. Erfolglos wehrten sich birgerliche Parlamentarier - und dabei in erster
Linie und grossmehrheitlich SVP-Vertreter - gegen die Aufstockung der gesamten Mittel
um 3,4% im Vergleich zur Kulturbotschaft 2012-2015; entsprechende Minderheiten
Germann (svp, SH) und Muri (svp, NR) mit dem Antrag auf Riickweisung und Plafonierung
der Mittel auf dem Stand der Vorperiode wurden in beiden Raten deutlich abgelehnt.
Dasselbe Schicksal ereilte in der Kantonskammer ein Rickweisungsantrag Fohn (svp,
SZ), welcher mit der Kulturbotschaft eine Zentralisierung der Kulturférderung
beflirchtete und dem Antrag der Minderheit Germann (svp, SH) unterlag. In seinen
ausfuhrlichen Stellungnahmen machte Bundesrat Berset unter anderem deutlich, dass
es hier in erster Linie um eine bessere Koordination zwischen den verschiedenen
Entscheidungsebenen gehe und keinesfalls um eine Bevormundung aus Bundesbern.
Weitere Rednerinnen und Redner rechtfertigten die Mittelerhéhung ferner mit der
Ausweitung der Kulturférderung auf zusatzliche Bereiche, die zum einen auf in der
Zwischenzeit vom Parlament gefasste Beschllsse zurlckgehen, denen zum anderen
jedoch auch ein Verfassungsauftrag zugrunde liegt: So soll mit der Kulturbotschaft der
im Jahr 2012 angenommene Gegenvorschlag zur Volksinitiative "jugend+musik"
umgesetzt werden. Die entsprechende Anderung des Kulturférderungsgesetzes
passierte den Standerat mit 39 zu 6 und den Nationalrat mit 136 zu 51 Stimmen in der
Sommersession relativ. unproblematisch. Dass die Kultur auch in finanziell
angespannten Zeiten etwas kosten darf - und dabei sogar noch etwas mehr im
Vergleich zur vergangenen Vierjahresperiode - stiess in den Medien auch auf negative
Resonanz. Als Sprachrohr der Ostschweiz freute sich hingegen das St. Galler Tagblatt
(SGT): Von den zuséatzlichen CHF 3 Mio. fir Museen und Sammlungen sollen auch solche
Institutionen profitieren, die bis anhin noch nicht in den Genuss von Foérdergeldern
gekommen sind. Die Vergabe der Gelder soll neu nach klar festgelegten Kriterien
erfolgen. Das SGT rechnete der Stiftsbibliothek St. Gallen hier klnftig grosse Chancen
fur finanzielle Unterstitzung ein. %8

Medien
Radio und Fernsehen

Beinahe sieben Stunden dauerte die Debatte zur Anderung des Bundesgesetzes iiber
Radio und Fernsehen (RTVG), welche der Nationalrat in der Friihjahrssession als Erstrat
flhrte und die in erster Linie zum Ziel hatte, die gerédteabhéangige Gebuhr fir Radio und
Fernsehen durch ein gerateunabhangiges System zu ersetzen. Zuerst hatte die grosse
Kammer Uber einen Nichteintretensantrag einer Minderheit der KVF-NR, angefihrt
durch Natalie Rickli (svp, ZH) zu befinden. Diese argumentierte, die generelle
Abgabepflicht kédme einer Mediensteuer gleich und zuséatzliche Steuern konnten
lediglich Uber den Verfassungsweg eingefihrt werden. Mit 119 zu 68 Stimmen lehnte der
Nationalrat dieses Begehren schliesslich ab, womit die Mehrheit der grossen Kammer
zum Ausdruck brachte, dass es sich ihrer Ansicht nach im vorliegenden Fall um eine
Abgabe handle, was ebenfalls den Schlussfolgerungen eines 2010 erschienenen
juristischen Gutachtens entsprach. Als einzige Fraktion stellte sich die SVP geschlossen
gegen Eintreten auf die Vorlage. Die FDP-Liberale Fraktion war in der Eintretensfrage
"ziemlich exakt geteilter Meinung", wie Gabi Huber (fdp, UR) als Fraktionssprecherin
bemerkte. Alle anderen Fraktionen lehnten den Minderheitsantrag bei vereinzelten
Enthaltungen geschlossen ab. Ebenfalls mit &hnlichen Mehrheiten abgelehnt wurde ein
Rickweisungsantrag einer beinahe identischen Kommissionsminderheit und zwar mit
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den Auftragen, zuerst eine Botschaft Uber den verfassungsmassigen Leistungsauftrag
der SRG vorzulegen und das Volk zur Einflhrung einer Mediensteuer zu befragen.
Ferner verlangte ein Einzelantrag Grossen (glp, BE) die Rickweisung des Geschéfts, um
eine Vorlage auszuarbeiten, welche eine Finanzierung Uber den Bundeshaushalt
vorsédhe, womit sich eine private Inkassostelle ertibrigen wirde. Auch dieser Antrag
wurde relativ deutlich abgelehnt, fand nebst der SVP-Fraktion und einer qualifizierten
FDP-Minderheit jedoch auch Unterstitzung bei einer geeinten GLP-Fraktion. In der
Detailberatung stellten mehrheitlich SVP-dominierte aber auch links-griine oder gar
gemischte Kommissionsminderheiten zahlreiche Antrége, die jedoch fast ausnahmslos
chancenlos  blieben. Die Kommissionsmehrheit konnte sich mit ihren
Anderungsantragen auch erfolgreich gegen einen Minderheitsantrag Hurter (svp, SH)
durchsetzen, als es darum ging, die Gebuhrenanteile fir private Radio- und
Fernsehveranstalter auf eine Spannbreite von 4-5% zu erhdhen. Ebenfalls obsiegte sie
gegen eine Minderheit Huber (fdp, UR), welche die Aufteilung der Gelder zwischen
Radio und Fernsehen analog Bundesrat nicht auf ein bestimmtes Verhaltnis (36% zu
64%) festsetzen wollte. Als beinahe einziger Minderheitsantrag erfolgreich war ein von
Kurt Fluri (fdp, SO), Olivier Francais (fdp, VD) und Gabi Huber (fdp, UR) getragener
Kompromissvorschlag fur ein eingeschranktes Opting out: Bis funf Jahre nach
Inkrafttreten des Gesetzes sollen sich Haushalte ohne Empfangsmoglichkeiten von der
Abgabe befreien kdnnen. Weder die Allianz aus Grinen und SVP, welche sich fiur eine
generelle Befreiungsmoglichkeit einsetzte, noch die Kommissionsmehrheit, die analog
Bundesrat kaum Moglichkeiten fir ein Opting-Out schaffen wollte, konnten
entsprechende Mehrheiten finden. Der zweite und letzte, durch eine marginale
Mehrheit von einer Stimme angenommene Minderheitsantrag, eingebracht durch
Christian Wasserfallen (fdp, BE), verhinderte den Ausbau der Regionaljournale der SRG,
damit diese den privaten Anbietern keine Konkurrenz machen. Ein bedeutender
Streitpunkt zeigte sich in der Frage, ob Unternehmen mit einem Mindestumsatz von
CHF 50'000 ebenfalls generell eine Abgabe zu entrichten hatten. Zwei Einzelantrage
Grossen (glp, BE) und Schilliger (fdp, LU), welche Unternehmen ganz von der
Abgabepflicht befreien wollten, wurden mit 92 zu 92 Stimmen bei zwei Enthaltungen
lediglich durch Stichentscheid des Préasidenten Lustenberger (cvp, LU) abgelehnt.
Gegen die Abgabepflicht fur Unternehmen stellten sich die Fraktionen der GLP, BDP,
und SVP und die Mehrheit der FDP-Liberalen sowie einzelne CVP/EVP-
Fraktionsmitglieder. Im Unterschied zu der fixen, durch Privathaushalte zu
entrichtenden Abgabe sieht die bundesratliche Fassung vor, die Hohe der Abgabe fir
Unternehmen nach deren Umsatz zu bestimmen. In dieser Form verabschiedete der
Nationalrat, unter Opposition der GLP- und SVP-Fraktionen sowie einer starken FDP-
Minderheit, den Entwurf an den Stdnderat, welcher das Geschéaft in der Sommersession
als Zweitrat behandelte. %

In der Frihjahrssession 2017 behandelte der Stéanderat als Erstrat die Initiative zur
Abschaffung der Billag-Gebiihren. Diese fand in der kleinen Kammer kaum Anklang, was
Beat Vonlanthen (cvp, FR) mit den Worten beschrieb: ,,No Billag® ist ein absolutes No-
go." Mit einem weiteren Wortspiel fassten mehrere Standerate die Stossrichtung der
Debatte zusammen: ,.No Billag' heisst ,No SRG™, betonten Konrad Graber (cvp, LU),
Joachim Eder (fdp, ZG) und Olivier Francais (fdp, VD). Entsprechend stand die SRG im
Zentrum der folgenden Wortmeldungen. Neben Argumenten bezlglich des Nutzens der
SRG fur die demokratische Meinungsbildung und den Zusammenhalt der Willensnation
Schweiz betonten die Kantonsvertreterinnen und Kantonsvertreter insbesondere die
Relevanz der SRG, aber auch der kleinen Lokalradios oder der regionalen
Fernsehsender, flr die Randregionen und die sprachlichen Minderheiten. So kénnten
die Aufgaben des Service public im Allgemeinen und der SRG im Speziellen in den
Zentren zwar durchaus durch den freien Markt Ubernommen werden, in den
Randregionen sei dies jedoch nicht moéglich - wie zum Beispiel Hans Wicki (fdp, NW),
Josef Dittli (fdp, UR), aber auch Doris Leuthard betonten. Als wichtigen Aspekt
erachteten die Stéanderatinnen und Stéanderdte auch die indirekte Forderung der
Presse, da durch eine werbefinanzierte SRG der Werbemarkt der Presse
zusammenbrechen wurde. Gleichzeitig wurde aber auch darauf verwiesen, dass die
Marktmacht der SRG nicht unterschatzt werden dirfe und dass verschiedene
Leistungen ohne die starke Stellung der SRG auch von Privaten erbracht werden
kénnten. Josef Dittli betonte, dass auch in Zukunft diskutiert werden musse, welche
Leistungen die SRG erbringen solle und welche nicht. Stefan Engler (cvp, GR) ergénzte,
dass es sich ein o6ffentliches Medienhaus wie die SRG nicht leisten kdnne, ,den Privaten
jeglichen Freiraum oder sogar die Luft zum Atmen zu nehmen.™ Dennoch liess keine der
Wortmeldungen Zweifel daran aufkommen, dass der Stdnderat der Empfehlung des
Bundesrates folgen und die Initiative zur Ablehnung empfehlen wirde - was er
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anschliessend auch stillschweigend tat. *°

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Grosse Parteien

Aufgrund des Ausscheidens von Peter Spuhler (TG) aus dem Nationalrat und dem
Ricktritt von Natalie Rickli (ZH) als Vizeprasidentin der SVP-Fraktion waren im
Fraktionsprasidium zwei Posten vakant, die Ende Februar wieder besetzt wurden. Zu
neuen Vizeprasidenten wurden die Nationalrdte Thomas Aeschi (ZG) und Felix Muri (LU)
bestimmt. Sie vervollstadndigten damit das im Vorjahr neu gewahlte Fraktionsprasidium,
dem auch Adrian Amstutz (BE) als Prasident und die weiteren Vizeprasidenten Guy
Parmelin (VD), Alex Kuprecht (SZ) sowie die Vizeprasidentin Yvette Estermann (LU)
angehoren.

Gleich drei SVP-Nationalrate buhlten um das Amt des zweiten Vizeprasidenten des
Nationalrates, welches 2017 praktisch automatisch zum Amt des Présidenten
berechtigt, das dann turnusgemass der SVP zustehen wird: Felix Muri (LU), Jurg Stahl
(ZH) und Yves Nidegger (GE). Nachdem letzterer seine Kandidatur zurlickgezogen hatte,
entschied sich die Fraktion mit 29 zu 20 Stimmen fur Stahl. Die Wahl im Nationalrat
Ende November 2014 war lediglich Formsache. *?

Mitte November 2017 wéhlte die SVP-Fraktion ihren neuen Fraktionschef. Die Wah! war
notig geworden, weil Adrian Amstutz (svp, BE) das Amt im Hinblick auf seinen Rucktritt
aus dem Nationalrat auf Ende Legislatur abgeben wollte. Gleich drei Nationalréte hatten
ihren Hut in den Ring flr eine Nachfolge geworfen. Neben Thomas Aeschi (svp, ZG),
seines Zeichens Partei- als auch Fraktionsvizeprasident, bekundeten Werner Salzmann
(svp, BE), Berner Kantonalprasident, sowie Alfred Heer (svp, ZH), bis 2016 Zicher
Kantonalpréasident, ihr Interesse an der Leitung der Bundeshausfraktion. Eigentlich war
in den Medien erwartet worden, dass auch von SVP-Parlamentsmitgliedern aus der
lateinischen Schweiz eine Kandidatur eingereicht wiirde, Céline Amaudruz (svp, GE) und
Michaél Buffat (svp, VD) kandidierten aber lediglich flr das Fraktionsvizeprasidium. In
den Medien wurden allen drei Kandidierenden gute Chancen eingerdumt, weil sie in
wichtigen Kommissionen séssen und eine «stattliche» Hausmacht hinter sich hatten, so
etwa der Tages-Anzeiger. Die Aargauer Zeitung sah je nach Kandidat eine
unterschiedliche, neue Ausrichtung der Partei. Wahrend Aeschi «SVP-Chefstratege
Christoph Blocher» nahestehe, vertrete Salzmann «die alten Werte der Partei» und
Heer den «Zurcher SVP-Fllgel». Der Tages-Anzeiger fragte sich gar, ob die SVP jetzt
«nett» werde. Nach Amstutz, der «mit eiserner Hand>» regiert habe, konnte der neue
Fraktionschef verhandlungsbereiter sein. Laut Blick, der Aeschi in der Poleposition sah,
wollte der 2015 noch erfolglose Bundesratskandidat via Fraktionsvorstand einen neuen
Anlauf in die Regierung nehmen. Auch der neue Bundesrat Ignazio Cassis sei
schliesslich Fraktionschef gewesen, so der Blick. Im Vorfeld war die Wahl in den Medien
als Kampf zwischen Aeschi und Heer bzw. zwischen «Pro- und Anti-Blocher» zugespitzt
worden. Salzmann wurde eher als Aussenseiter betrachtet. Eher Uberraschend nahm
sich dann Alfred Heer kurz vor der Ausmarchung «auf Wunsch von aussen» und aus
«Sorge um die Einheit der Partei» selber aus dem Rennen. Damit war der Weg frei fur
Thomas Aeschi, der mit 39 Stimmen gewahlt wurde. Auf Werner Salzmann entfielen 20
Stimmen. Er wolle die Linie seines Vorgéangers weiterverfolgen, die Fraktion von den
Positionen der Partei jeweils Uberzeugen und die Fraktionsgeschlossenheit hoch
halten, so Aeschi nach seiner Wahl in den Medien. Eine Kampfwahl hatte der Fraktion
auch vor dem Hintergrund der «tendenzidsen Artikel» in den Medien nicht gut getan,
erklarte Heer nach der Wahl im Tages-Anzeiger. Heer blieb aber Kandidat fir das
funfkopfige Fraktionsvizeprasidium und wurde in dieser Funktion auch gewahlt. Neben
Heer (neu) sitzen wie erwartet Céline Amaudruz (bisher) und Michael Buffat (neu) sowie
die bisherigen Felix Miri (svp, LU) und Hannes Germann (svp, SH) im Vizeprésidium. **

1) AB SR, 2014, S. 296 f.
2) AB NR, 2014, S. 1885 ff.; GP 14.217; NZZ, 11.9., 21.11.14
3) 24H,14.4.15; 24H, LT, 18.4.15; 24H, 22.4., 25.4.,7.5.15; NZZ, 29.5.15; 24H, 26.6.15; TG, 29.7.15; TA, 14.8.15; 24H, NZZ, 15.8.15;
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24H,5.9.,7.9.,19.10.15
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